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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1349/2005 DER KOMMISSION

vom 17. August 2005

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 18. August 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 17. August 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (ABl. L 299 vom
1.11.2002, S. 17).



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 17. August 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 57,6
096 18,0
999 37,8

0707 00 05 052 69,7
999 69,7

0709 90 70 052 78,8
528 57,8
999 68,3

0805 50 10 382 66,8
388 61,9
524 67,8
528 60,1
999 64,2

0806 10 10 052 102,6
220 97,2
400 135,2
624 171,2
999 126,6

0808 10 80 388 76,4
400 73,1
404 81,8
508 58,7
512 60,1
528 78,6
720 74,2
804 73,7
999 72,1

0808 20 50 052 103,8
388 78,6
512 9,9
528 33,4
999 56,4

0809 30 10, 0809 30 90 052 94,7
999 94,7

0809 40 05 052 74,5
508 43,6
624 64,4
999 60,8

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 750/2005 der Kommission (ABl. L 126 vom 19.5.2005, S. 12). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1350/2005 DER KOMMISSION

vom 16. August 2005

über ein Fangverbot für Makrelen in den ICES-Gebieten IIa (EG-Gewässer), IIIa, IIIb, c, d
(EG-Gewässer) und IV durch Schiffe unter der Flagge Frankreichs

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der gemeinsamen Fi-
schereipolitik (1), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (2), insbesondere auf Artikel
21 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 27/2005 des Rates vom 22.
Dezember 2004 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten
und begleitenden Fangbedingungen für bestimmte Fisch-
bestände und Bestandsgruppen in den Gemeinschaftsge-
wässern sowie für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern mit
Fangbeschränkungen (2005) (3) sind die Quoten für das
Jahr 2005 vorgegeben.

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord-
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die-
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2005 zugeteilte
Quote erreicht.

(3) Daher müssen die Befischung dieses Bestands sowie die
Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand verboten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ausschöpfung der Quote

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann-
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied-
staat für das Jahr 2005 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang
festgesetzten Zeitpunkt als erschöpft.

Artikel 2

Verbote

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten.
Die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen
nach Beginn diesem Zeitpunkt getätigt werden, sind verboten.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. August 2005

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei und
maritime Angelegenheiten
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(1) ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 59.
(2) ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 768/2005 (ABl. L 128 vom
21.5.2005, S. 1).

(3) ABl. L 12 vom 14.1.2005, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1300/2005 (ABl. L 207 vom 10.8.2005,
S. 1).



ANHANG

Mitgliedstaat Frankreich

Bestand MAC/2A34.

Art Makrele (Scomber scombrus)

Gebiet IIa (EG-Gewässer), IIIa, IIIb,c,d (EG-Gewässer), IV

Datum 12. Juli 2005
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1351/2005 DER KOMMISSION

vom 16. August 2005

über ein Fangverbot für Kaisergranat im ICES-Gebiet VIIIc durch Schiffe unter der Flagge
Frankreichs

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen Fi-
schereipolitik (1), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (2), insbesondere auf Artikel
21 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 27/2005 des Rates vom 22.
Dezember 2004 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten
und begleitenden Fangbedingungen für bestimmte Fisch-
bestände und Bestandsgruppen in den Gemeinschaftsge-
wässern sowie für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern mit
Fangbeschränkungen (2005) (3) sind die Quoten für das
Jahr 2005 vorgegeben.

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord-
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die-
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2005 zugeteilte
Quote erreicht.

(3) Daher müssen die Befischung dieses Bestands sowie die
Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand verboten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ausschöpfung der Quote

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann-
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied-
staat für das Jahr 2005 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang
festgesetzten Zeitpunkt als erschöpft.

Artikel 2

Verbote

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten.
Die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen
nach Beginn diesem Zeitpunkt getätigt werden, sind verboten.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. August 2005

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei und
maritime Angelegenheiten

DE18.8.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 213/5

(1) ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 59.
(2) ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 768/2005 (ABl. L 128 vom
21.5.2005, S. 1).

(3) ABl. L 12 vom 14.1.2005, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1300/2005 (ABl. L 207 vom 10.8.2005,
S. 1).



ANHANG

Mitgliedstaat Frankreich

Bestand NEP/08C.

Art Kaisergranat (Nephrops norvegicus)

Gebiet VIIIc

Datum 12. Juli 2005
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1352/2005 DER KOMMISSION

vom 16. August 2005

über ein Fangverbot für Gabeldorsche im ICES-Gebiet VIII, IX (EG-Gewässer und internationale
Gewässer) durch Schiffe unter der Flagge Frankreichs

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen Fi-
schereipolitik (1), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (2), insbesondere auf Artikel
21 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 27/2005 des Rates vom 22.
Dezember 2004 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten
und begleitenden Fangbedingungen für bestimmte Fisch-
bestände und Bestandsgruppen in den Gemeinschaftsge-
wässern sowie für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern mit
Fangbeschränkungen (2005) (3) sind für die Jahre 2005
Quoten vorgegeben.

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord-
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die-
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2005 zugeteilte
Quote erreicht.

(3) Daher müssen die Befischung dieses Bestands sowie die
Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand verboten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ausschöpfung der Quote

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann-
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied-
staat für das Jahr 2005 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang
festgesetzten Zeitpunkt als erschöpft.

Artikel 2

Verbote

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten.
Die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen
nach Beginn dieses Zeitpunkts getätigt werden, sind verboten.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. August 2005

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei und
maritime Angelegenheiten
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(1) ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 59.
(2) ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 768/2005 (ABl. L 128 vom
21.5.2005, S. 1).

(3) ABl. L 12 vom 14.1.2005, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1300/2005 (ABl. L 207 vom 10.8.2005,
S. 1).



ANHANG

Mitgliedstaat Frankreich

Bestand GFB/89-

Art Gabeldorsch (Phycis blennoides)

Gebiet VIII, IX (EG-Gewässer und internationale Gewässer)

Datum 12. Juli 2005
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1353/2005 DER KOMMISSION

vom 17. August 2005

zur Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 664/2005 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (2), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur
Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 22. Juli 1972 in Bezug auf die Bestim-
mungen über landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug-
nisse (nachstehend „das Abkommen“ genannt) ist mit
dem Beschluss 2005/45/EG des Rates (3) genehmigt wor-
den.

(2) Gemäß Artikel 4 Absatz 3 des Protokolls Nr. 2 zum
Abkommen dürfen die Vertragsparteien auf Zucker (Co-
des 1701, 1702 und 1703 des Harmonisierten
Systems), der in der Herstellung der in Tabelle I und
Tabelle II desselben Protokolls genannten Erzeugnisse
verwendet wird, weder eine Ausfuhrerstattung noch
eine vollständige oder teilweise Erstattung, Erlassung
oder Nichterhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher
Wirkung gewähren.

(3) Die Erzeugnisse des Anhangs der Verordnung (EG)
Nr. 664/2005 der Kommission (4), die unter die KN-Co-
des 1702 30 51 90, 1702 30 59 90, 1702 30 91 90,
1702 30 99 90, 1702 40 90 90, 1702 90 50 91,
1702 90 50 99, 1702 90 75 90 und 1702 90 79 90 fal-
len, sind nicht in den vorgenannten Tabellen I und II
aufgeführt. Somit findet Artikel 4 Absatz 3 des Proto-
kolls Nr. 2 zum Abkommen keine Anwendung auf diese
Erzeugnisse. Es kann daher eine Erstattung für die Aus-
fuhr dieser Erzeugnisse nach der Schweiz gewährt wer-
den.

(4) Somit ist der Bestimmungscode im Anhang der Verord-
nung (EG) Nr. 664/2005 für diese Erzeugnisse zu berich-
tigen, um die Schweiz darin mit Wirkung vom 29. April
2005, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der genannten
Verordnung, aufzunehmen.

(5) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 664/2005 erhält die
Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung gilt mit Wirkung vom 29. April 2005.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 17. August 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 96.
(3) ABl. L 23 vom 26.1.2005, S. 17. (4) ABl. L 108 vom 29.4.2005, S. 29.



ANHANG

„ANHANG

Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1102 20 10 9200 (1) C10 EUR/t 57,95
1102 20 10 9400 (1) C10 EUR/t 49,67
1102 20 90 9200 (1) C10 EUR/t 49,67
1102 90 10 9100 C11 EUR/t 0,00
1102 90 10 9900 C11 EUR/t 0,00
1102 90 30 9100 C11 EUR/t 0,00
1103 19 40 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 13 10 9100 (1) C10 EUR/t 74,50
1103 13 10 9300 (1) C10 EUR/t 57,95
1103 13 10 9500 (1) C10 EUR/t 49,67
1103 13 90 9100 (1) C10 EUR/t 49,67
1103 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1103 19 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 20 60 9000 C12 EUR/t 0,00
1103 20 20 9000 C11 EUR/t 0,00
1104 19 69 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 19 50 9110 C10 EUR/t 66,22
1104 19 50 9130 C10 EUR/t 53,81
1104 29 01 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 03 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 22 20 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 22 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 23 10 9100 C10 EUR/t 62,09

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1104 23 10 9300 C10 EUR/t 47,60
1104 29 11 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 51 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 55 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 90 9000 C10 EUR/t 10,35
1107 10 11 9000 C13 EUR/t 0,00
1107 10 91 9000 C13 EUR/t 0,00
1108 11 00 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9300 C10 EUR/t 0,00
1108 12 00 9200 C10 EUR/t 66,22
1108 12 00 9300 C10 EUR/t 66,22
1108 13 00 9200 C10 EUR/t 66,22
1108 13 00 9300 C10 EUR/t 66,22
1108 19 10 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 19 10 9300 C10 EUR/t 0,00
1109 00 00 9100 C10 EUR/t 0,00
1702 30 51 9000 (2) C10 EUR/t 64,88
1702 30 59 9000 (2) C10 EUR/t 49,67
1702 30 91 9000 C10 EUR/t 64,88
1702 30 99 9000 C10 EUR/t 49,67
1702 40 90 9000 C10 EUR/t 49,67
1702 90 50 9100 C10 EUR/t 64,88
1702 90 50 9900 C10 EUR/t 49,67
1702 90 75 9000 C10 EUR/t 67,98
1702 90 79 9000 C10 EUR/t 47,18
2106 90 55 9000 C10 EUR/t 49,67

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.
(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20).
N.B.: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie ‚A‘ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)

festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C10: Alle Bestimmungen.
C11: Alle Bestimmungen außer Bulgarien.
C12: Alle Bestimmungen außer Rumänien.
C13: Alle Bestimmungen außer Bulgarien und Rumänien.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1354/2005 DER KOMMISSION

vom 17. August 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 131/2004 des Rates über bestimmte restriktive Maßnahmen
gegen Sudan

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 131/2004 des Rates vom
26. Januar 2004 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegen
Sudan (1), insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 131/2004 sind die
zuständigen Behörden aufgeführt, denen besondere Auf-
gaben im Zusammenhang mit der Umsetzung der ge-
nannten Verordnung zugewiesen worden sind.

(2) Belgien, Litauen, Ungarn, die Niederlande und Schweden
beantragten, dass die Anschrift ihrer zuständigen Behör-
den geändert wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 131/2004 wird entspre-
chend dem Anhang zu dieser Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 17. August 2005

Für die Kommission
Eneko LANDÁBURU

Generaldirektor für Außenbeziehungen
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ANHANG

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 131/2004 wird wie folgt geändert:

1. Die Adressangabe unter der Überschrift „Belgien“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„1. Service public fédéral des affaires étrangères, commerce extérieur et coopération au développement
Direction générale des affaires bilatérales
Service ‚Afrique du sud du Sahara‘
Egmont 1
Rue des Petits Carmes 19
B-1000 Bruxelles
Tel.: (32-2) 501 88 75
Fax: (32-2) 501 38 26

1. Federale Overheidsdienst Buitenlandse Zaken, Buitenlandse Handel en Ontwikkelingssamenwerking
Directie van de bilaterale betrekkingen
Dienst ‚Afrika ten Zuiden van de Sahara‘
Egmont 1
Karmelietenstraat 15
B-1000 Brussel
Tel.: (32-2) 501 88 75
Fax: (32-2) 501 38 26

2. Service public fédéral, économie, P.M.E., classes moyennes & énergie
Potentiel économique
Direction industries
Textile — Diamants et autres secteurs
City Atrium
Rue du Progrès 50
5ème étage
B-1210 Bruxelles
Tel. (zentrale): (32-2) 277 51 11
Fax: (32-2) 277 53 09
Fax: (32-2) 277 53 10

2. Federale Overheidsdienst Economie, KMO, Middenstand & Energie
Economisch potentieel
Directie Nijverheid
Textiel — Diamant en andere sectoren
City Atrium
Vooruitgangstraat 50
5de verdieping
B-1210 Brussel
Tel. (zentrale): (32-2) 277 51 11
Fax: (32-2) 277 53 09
Fax: (32-2) 277 53 10

3. Brussels Hoofdstedelijk Gewest
Kabinet van de minister van Financiën, Begroting, Openbaar Ambt en Externe Betrekkingen van de Brusselse
Hoofdstedelijke regering
Kunstlaan 9
B-1210 Brussel
Tel.: (32-2) 209 28 25
Fax: (32-2) 209 28 12
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3. Région de Bruxelles-Capitale
Cabinet du ministre des finances, du budget, de la fonction publique et des relations extérieures du gouvernement
de la Région de Bruxelles-Capitale
Avenue des Arts 9
B-1210 Bruxelles
Tel.: (32-2) 209 28 25
Fax: (32-2) 209 28 12

4. Région wallonne:

Cabinet du ministre-président du gouvernement wallon
Rue Mazy 25-27
B-5100 Jambes-Namur
Tel.: (32-81) 33 12 11
Fax: (32-81) 33 13 13

5. Vlaams Gewest:

Administratie Buitenlands Beleid
Boudewijnlaan 30
B-1000 Brussel
Tel.: (32-2) 553 59 28
Fax: (32-2) 553 60 37“.

2. Die Adressangabe unter der Überschrift „Litauen“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Security Policy Department
J.Tumo-Vaizganto 2
LT-01511 Vilnius
Tel.: (370-5) 236 25 16
Fax: (370-5) 231 30 90“.

3. Die Adressangabe unter der Überschrift „Ungarn“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Artikel 4

Gazdasági és Közlekedési Minisztérium — Kereskedelmi Engedélyezési Hivatal
Margit krt.85.
H-1024 Budapest
Magyarország
Postafiók: 1537 Pf.:345
Tel.: (36-1) 336 73 00“.

4. Die Adressangabe unter der Überschrift „Niederlande“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Ministerie van Economische Zaken
Belastingdienst/Douane Noord
Postbus 40200
8004 DE Zwolle
The Netherlands
Tel.: (31-38) 467 25 41
Fax: (31-38) 469 52 29“.

5. Die Adressangabe unter der Überschrift „Schweden“ wird durch folgenden Wortlaut ersetzt:

„Inspektionen för strategiska produkter
Box 70252
S-107 22 Stockholm
Tel.: (46-8) 406 31 00
Fax: (46-8) 20 31 00“.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 16. August 2005

zur Änderung von Anhang XI der Richtlinie 2003/85/EG des Rates hinsichtlich nationaler
Laboratorien bestimmter Mitgliedstaaten

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 3121)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/615/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2003/85/EG des Rates vom 29. Sep-
tember 2003 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämp-
fung der Maul- und Klauenseuche, zur Aufhebung der Richt-
linien 85/511/EWG sowie der Entscheidungen 89/531/EWG
und 91/665/EWG und zur Änderung der Richtlinie
92/46/EWG (1), insbesondere auf Artikel 67 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aus Sicherheitsgründen ist es angezeigt, die Liste der für
den Umgang mit MKS-Lebendviren zugelassenen nationa-
len Laboratorien stets auf dem neuesten Stand zu halten.

(2) Die zuständigen Behörden Dänemarks, Deutschlands und
Polens haben die Kommission offiziell über Änderungen
bezüglich ihrer nationalen Referenzlaboratorien für Maul-
und Klauenseuche informiert.

(3) Die zuständigen Behörden der Slowakei haben die Kom-
mission offiziell über Vereinbarungen informiert, die sie
gemäß Artikel 68 Absatz 2 der Richtlinie getroffen ha-
ben.

(4) Der Klarheit halber empfiehlt es sich, die Mitgliedstaaten
in der Reihenfolge der ISO-Ländercodes aufzulisten.

(5) Es ist angezeigt, die Liste der für den Umgang mit MKS-
Lebendviren zugelassenen nationalen Laboratorien zu än-
dern und Anhang XI Teil A der Richtlinie 2003/85/EG
entsprechend anzupassen.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Liste der für den Umgang mit MKS-Lebendviren zugelasse-
nen nationalen Laboratorien gemäß Anhang XI Teil A der
Richtlinie 2003/85/EG erhält die Fassung des Textes im Anhang
dieser Entscheidung.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 16. August 2005

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Die Liste der für den Umgang mit MKS-Lebendviren zugelassenen nationalen Laboratorien gemäß Anhang XI Teil A der
Richtlinie 2003/85/EG erhält folgende Fassung:

„Nationale Laboratorien, die für den Umgang mit MKS-Lebendviren zugelassen sind

Mitgliedstaat, in dem das Labor an-
sässig ist

Labor
Mitgliedstaaten, die

die Dienste des Labors
in Anspruch nehmen

ISO-Code Name

AT Österreich Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungs-
sicherheit
Veterinärmedizinische Untersuchungen Mödling

Österreich

BE Belgien Veterinary and Agrochemical Research Centre CODA-CERVA-
VAR Uccle

Belgien
Luxemburg

CZ Tschechische
Republik

Statní veterinární ústav Praha, Praha Tschechische Repub-
lik

DE Deutschland Friedrich-Loeffler-Institut
Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit, Greifswald —

Insel Riems

Deutschland
Slowakei

DK Dänemark Danish Institute for Food and Veterinary Research, Depart-
ment of Virology, Lindholm

Dänemark
Finnland
Schweden

ES Spanien Laboratorio Central de Sanidad Animal, Madrid Spanien

FR Frankreich Agence française de sécurité sanitaire des aliments (AFSSA)
— Laboratoire d’études et de recherches en pathologie bo-

vine et hygiène des viandes, Lyon
— Laboratoire d’études et de recherches en pathologie ani-

male et zoonoses, Maison-Alfort

Frankreich

GB Vereinigtes König-
reich

Institute for Animal Health, Pirbright Vereinigtes König-
reich
Estland
Finnland
Irland
Malta
Schweden

GR Griechenland Ινστιτούτο αφθώδους πυρετού,
Αγία Παρασκευή Αττικής

Griechenland

HU Ungarn Országos Állategészségügyi Intézet (OÁI), Budapest Ungarn

IT Italien Istituto zooprofilattico sperimentale della Lombardia e
dell'Emilia Romagna, Brescia

Italien
Zypern

LT Litauen Nacionalinė veterinarijos laboratorija, Vilnius Litauen

LV Lettland Valsts veterinārmedicīnas diagnostikas centrs, Rīga Lettland

NL Niederlande CIDC-Lelystad
Central Institute for Animal Disease Control Lelystad

Niederlande

PL Polen Zaklad Pryszczycy Panstwowego Instytutu Wetrynaryinego —

Panstwowego
Instytutu Badawczego, Zdunska Wola.

Polen

SI Slowenien Nacionalni veterinarski inštitut, Lubljana Slowenien“
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 17. August 2005

über die Überwachung und Beurteilung der Lage der Arbeitnehmerrechte in Belarus mit Blick auf
eine vorübergehende Rücknahme der Handelspräferenzen

(2005/616/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2501/2001 des Rates vom
10. Dezember 2001 über ein Schema allgemeiner Zollpräferen-
zen für den Zeitraum vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezember
2004 — Erklärung des Rates bezüglich einer Verordnung des
Rates über ein Schema allgemeiner Zollpräferenzen für den
Zeitraum vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezember 2004 (1), ins-
besondere auf die Artikel 26 und 29,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Zollpräferenzen gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2501/2001 können u. a. bei schwerwiegenden und sys-
tematischen Verstößen gegen den Grundsatz der Vereini-
gungsfreiheit oder das Recht auf Kollektivverhandlungen
im Sinne der maßgeblichen Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (IAO) vorübergehend voll-
ständig oder teilweise zurückgenommen werden.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 2501/2001 kommt die
Republik Belarus (im Folgenden: „Belarus“) in den Genuss
allgemeiner Zollpräferenzen.

(3) Die Kommission hat am 29. Januar 2003 vom Interna-
tionalen Bund Freier Gewerkschaften (IBFG), vom Euro-
päischen Gewerkschaftsbund (EGB) und vom Weltver-
band der Arbeitnehmer (WVA) Informationen über an-
gebliche systematische und schwerwiegende Verstöße ge-
gen die Vereinigungsfreiheit im Sinne der IAO-Überein-
kommen Nr. 87 und Nr. 98 in Belarus erhalten.

(4) Diese Informationen reichten aus, um die Einleitung einer
Untersuchung zu rechtfertigen, und die Kommission hat
deshalb am 29. Dezember 2003 (2) beschlossen, eine
Untersuchung einzuleiten.

(5) Die belarussischen Behörden wurden in die Untersuchung
einbezogen. Die schriftlichen und mündlichen Erklärun-
gen, die von der Kommission im Verlauf der Untersu-

chung gesammelt wurden, bestätigen die in den Informa-
tionen enthaltenen Behauptungen. Belarus verstößt in
mehrfacher Hinsicht gegen das IAO-Übereinkommen
Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit, indem sie das Recht
auf Gründung unabhängiger gewerkschaftlicher Organisa-
tionen, die Koalitionsfreiheit, das Recht auf freie Wahl
der gewerkschaftlichen Organisationen sowie das Recht
auf Erwerb der Rechtspersönlichkeit durch diese Organi-
sationen beschränkt. Belarus behindert die Arbeit der Ge-
werkschaften, insbesondere deren finanzielle Unterstüt-
zung durch internationale Gewerkschaftsverbände, und
fördert die Auflösung bzw. die zeitweilige Einstellung
von Gewerkschaften. Die belarussische Regierung ver-
stößt mit ihrer gewerkschaftsfeindlichen Diskriminierung
zudem gegen das IAO-Übereinkommen Nr. 98 (von
1949) über das Vereinigungsrecht und das Recht auf
Kollektivverhandlungen.

(6) Die vorliegenden Informationen bieten somit hinrei-
chende Anhaltspunkte dafür, dass es sich um schwerwie-
gende und systematische Verstöße handelt und dass die
Rücknahme der Belarus gewährten allgemeinen Präferen-
zen gerechtfertigt ist. Ein Bericht über die Untersuchungs-
ergebnisse wurde dem Ausschuss für allgemeine Präferen-
zen übermittelt.

(7) Die Kommission wird daher die Lage der Arbeitnehmer-
rechte in Belarus während eines Zeitraums von sechs
Monaten überwachen und beurteilen. Sie beabsichtigt,
anschließend dem Rat einen Vorschlag für eine vorüber-
gehende Rücknahme der Handelspräferenzen zu unter-
breiten, sofern sich Belarus nicht vor dem Ende des ge-
nannten Zeitraums verpflichtet, die Maßnahmen zu er-
greifen, die erforderlich sind, um innerhalb von acht Mo-
naten den Grundsätzen zu entsprechen, auf die in der
IAO-Erklärung von 1998 über grundlegende Prinzipien
und Rechte bei der Arbeit verwiesen wird.

(8) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für allge-
meine Präferenzen —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

(1) Die Kommission wird die Lage in Belarus in Bezug auf
die Einhaltung der IAO-Übereinkommen Nr. 87 und Nr. 98
während eines Zeitraums von sechs Monaten ab der Veröffentli-
chung einer entsprechenden Bekanntmachung im Amtsblatt der
Europäischen Union überwachen und beurteilen.
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(2) In dieser Bekanntmachung wird die Kommission Belarus auffordern, sich vor Ablauf dieser sechs
Monate zu verpflichten, den zwölf Empfehlungen des Berichts des IAO-Untersuchungsausschusses vom Juli
2004 Folge zu leisten und die Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um innerhalb von acht
Monaten den Grundsätzen zu entsprechen, auf die in der IAO-Erklärung von 1998 über grundlegende
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit verwiesen wird.

(3) Sofern sich Belarus nicht hierzu verpflichtet, wird die Kommission dem Rat nach Ablauf des in
Absatz 1 genannten Zeitraums von sechs Monaten einen Vorschlag für eine vorübergehende Rücknahme
der Handelspräferenzen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2501/2001 unterbreiten.

Brüssel, den 17. August 2005

Für die Kommission
Peter MANDELSON

Mitglied der Kommission
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